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KeilAge M M . 22 -er Ksrlsruher Zeitung.
Dienstag , 23 . Jamrar 18S4

Nsdifcher Landtag .
* KsrlSruhe , 20. Jan . 19. öffentliche Sitzung der

Zweiten Kammer unter dem Borsitz der Präsidenten
Gönner . . .. . .« m Regierungstisch: Ministerialdirektor Freiherr von
Neubronn .

«bg . Strübe erstattet nach Bekanntgabe der Einläufe
Bericht über die Vorstellung der Konsul» W . A . H . Köster
in Heidelberg, das Verhalten des Ersten Staatsanwalts
H Dietz ia Mannheim betr. Derselbe führt aus , daß
bereits im Jahre 1892 eine Petition im gleichen Betreff
an die Kammer gelangt sei. und zwar sei dieselbe dahin
gegangen, den Staatsanwalt Dretz aus seinem Amte
,, entfernen, da derselbe sich in seinem verantwortungs¬
vollen Amte in eklakanter Weis« bloßgestellt habe. Dem
früheren Petitum sei noch beigefügt, daß sämmtliche Of¬
fiziere der Mannheimer Garnison die gesellschaftlichen
Beziehungen mit Dietz abgebrochen hätten. Dadurch sei
aber der dem Ersten Staatsanwalt unterstellte Zweite
Staatsanwalt oder Referenvär, welcher zugleich Reserve¬
offizier sei , in eine schiefe Position gekommen . Der
Petent beziehe sich in seiner ersten Eingabe auf sein-
diesbezügliche Druckschrift ; in der Kommission sei man
vor vier Jahren zu dem einstimmigen Beschlüsse ge¬
kommen , über die Position zur Tagesordnung überzu¬
gehen . Darauf sei die Eingabe von Köster zurückgezogen
worden. Auch im Jahre 1H92 bei neuerlicher Eingabe
der Petition sei die Kommission zu dem gleichen RHultat.
gekommen . Der Thatbestand der Position ist kurz fol¬
gender : Zwischen dem Petenten und seiner Ehefrau wurde
Ende 1886 beim Mannheimer Landgericht ein Eheschei¬
dungsverfahren anhängig, und zwar erging ein Urtheil
1888 erstinstanzlich dahin , daß die Ehe wegen gegen¬
seitiger grober Verunglimpfung zu trennen sei, und zwar
weil Köster seine Frau körperlich gemißhandelt , die letz¬
tere dagegen mit Lieutenant Scheele vom Dragoner¬
regiment , den Köster am 25. Nov . 1886 erschoß » ei»
LiebeSverhältniß unterhalten habe. Beim Oberlandes¬
gericht wurde das Urihell dahin abgeändert , daß die
Schuld lediglich der Frau beizumeffen sei. Der Petent,
so wird im Bericht weiter ausgeführt , behaupte nun, daß
in diesen Ehedissidien der Staatsanwalt Dietz für Frau
Köster offene Partei ergriffen und sie mit Rath und Thal
unterstützt habe, wovon ihn als sMMA -H»u»freuud der
Takt, als ersten Staatsanwalt die Pflicht Prengster Neu¬
tralität hätte abhalte» sollen.^ ^ nterwi tS ^ . Januar 1888
habe Petent beim Justizmimsterium eine Disziplinär-
Untersuchung gegen Dietz beantragt? MlHeS Gesuch ab-
schläglich beschieden, 1889 habe KÄt« denselben Au-
trag beim Staatsministerium gestellt , der «l» un¬
statthaft zurück gewiesen wurde . Ein von Köster
1890 gestellter Antrag auf zeitwellige SuSpen-
dirung der Staatsanwälte Dietz und v. Neubrou »
habe Anlaß zu einer Anklage gegen Köster gegeben , in¬
folge deren Köster wegen Beamtenbeleidigung zu -vier

.Wochen Haft »erurtheilt wurde. Darauf habe stchKöstePdirekt an Seine Königliche Hoheit den Großherzog
gewendet und am 18 . Januar 1892 den Bescheid er¬
halten , daß eine erneute eingehende Prüfung ein dienst¬
polizeiliches Einschreiten nicht begründe. Die Kommission
habe die Beschwerdepunkte einer eingehenden Prüfung
unterzogen und dabei eine Anzahl derselben von vorn -
Arein als belanglos ausgeschieden . Weitere angegebene
Punkte haben nach dem ausführlichen Sommissionsbericht
die eingehendste Prüfung gefunden. Unter anderem wird
darin ausgeführt , daß Dietz eine Duellforderung des
Köster abgelehnt , weil er sich keiner Beleidigung des
Köster bewußt gewesen sei . Die Kommission habe sichnun die Frage vorgelegt , ob in vorliegender Angelegen¬heit Mißstände in staatlichen Einrichtungen zu Tage
getreten seien , die dem Bittsteller Anlaß zur Beschwerdehatten geben könne» , sie sei aber zu der Ueberzeugunggelangt, daß dies keineswegs der Fall sei. Sie habe zweitens
erwogen , ob ein Anhalt dafür vorliege , daß KösterStaatsanwalt Dietz in seinen verfassungsmäßigen
Gerechtsamen gekränkt worden sei. Auch diese Erwägunghabe zu keinem greifbaren Resultat gegen Dietz geführt .
, ,

* °"ch in dem persönlichen Verhalten des Dietz habe
m "^ k.̂ f9en, das Gesuch des Köster der Regierung

r - o rucksichtigung zu überweisen. Deßhalb beantrage
das Hohe HauS möge über diese Petition

»n R^ "ung übergehen.^
- ^ bt einleitend hervor, daß die Kommissioni A ium zwettenmale mit dieser Skandalgeschichte befassen

werde die hohe Achtung und das große
sicher das Land zu der Gerechtigkeit des

^ v ^ " '"'sters habe , durch derartige Skandalgeschichten
berührt, andererseits aber muffe endlich einmal etwas

geichehen , um diesem Treiben ein Ziel zu setzen. Die« uwntät des Gesetzes und das Rechtsbewußtsein der
Zierden getrübt, wenn dergleichen Dinge jahrelang
m beschäftigten , und zwar in einer Weise ,
Verwunderung darüber, daß man nicht klagend

.̂ E^ ich erscheine . Ein hervorragender JuristRechtslehrer habe in einem Privatbrief den Straf -
? gegen Köster einen Skandalprozeß genannt und

E"" tlsche „ Badische Volksbote" verbreite seit
griffe auf Dietz , die mit der Schärfe desrucks das Gröblichste an Beleidigung verbänden .

Würde seine Partei auch nur den zwanzigsten Theil ge-
than haben, dann würde bald Konfiskation und Straf¬
verfolgung eingetreten sein . Redner verliest aus der
angezogenen Broschüre esne Reihe von Beleidigungen
strotzenden Ausdrücke und weist andererseits auf die Ur-
theilsbegründung des Landgerichts hin , in welcher als für
Köster strafmindernd angeführt werde, daß das Verhalten
des Dietz als nicht korrekt zu bezeichnen sei, da er unter
Verwerthung seiner amtlichen Eigenschaft in der Ehe-
scheidung- sache mitgewirkt habe . Diese Urtheilsbegründung
sei für den Staatsanwalt Dietz jedenfalls kompromittirend.
Hier müsse etwas geschehen, entweder müsse Denjenigen ,die den Ersten Staatsanwalt in Mannheim fortwährendals einen Parias der Gesellschaft hinstellen, der Mund
gestopft werden , damit derartige Achterklärungeu Hy?
möglich seien , oder es müsse auf der anderen Seite,
wenn da» Material genüge , tabula rasa gemacht werden
— einen dritten Schritt gebe es für ihn nicht.

Ministerialdirektor Frhr . v. Neubronn führt einlei¬
tend au», daß die Ausführungen des KommissionSberich -
teS ihm an sich keinen Anlaß gegeben hätten , das Wort
zu nehme », da dieselben die Gesichtspunkte durchaus rich¬
tig gewürdigt hätten , die bei Prüfung der ganze» L «-
gelegkNhÄt in veracht zu kommen hätte«. Die LluSfüh- , ,-nnwest HeS VmriiPvs . nöttzigten

'
ihn aber zu einige» ''

Dorfen her Etwibermiff. Äs werde mkt estiem gewisse»
echt heroorgehAen, Haß- di» Re« nunL- gegenüber Sen - -

svryvährendem, WgWeu auf iW S « cü-anwatt "
yne sehr -

weiwehmche Nachsicht Tag gelegt HavertDie ^ ieru^ PW ÄŜ t^ AngnU sich wiederholten ^
es anfangs « lerdings für besser erachtet, dieselben zu
ignoriren , well mag.glaubtet das
der
ge
Pi

_ ^ er daß man bei Jepandeer eben erstHestraS tz>iW W kietz sich dasselbe , ^
,ehen- wirde^ schuldig mache, eine zeitlang zusehen l
odan» auch weil die Belridd «u ' st8>steiner NichtveHolgung keinen Schaden zu kl?

lich habe die Regierung auch in Betracht : gezttjsn» , d»1
eben die Petition beiden Kammern zur Beuriheilüng bor-
gelegen . Sie habe deshalb nicht durch dine Untersuchung
vorgreifen wolle» , um auch nicht den lAfischein zu er¬
wecken , als wolle sie einen Einfluß auf .hie-, parlamenta¬
rische Erledigung ausüben . Sobald näch Erledigung
dieser Angelegenheit in diesem und dem andern Hohen^ ause die Angriffe gegen die verschiedenen Behörde » und

ersonen etwa fortgesetzt würden, so werde die Regie¬
rung nicht zögern, strafrechtlich vorzugehen. ES sei zu
fürchten, daß, bei Annahme des KommissionSantragS, das
Hohe Hau - wohl auch bald zu den Angegriffenen ge¬
hören werde , wie denn die Gesellschaft der Angegriffenen
eine außerordentlich große sei ; trotzdem hätten bisher, wo
auch di« Regierung angefragt , überall die Beleidigten
ihre Ansicht dahin ausgesprochen , daß sie vorzögen , die
Sache laufe« zu lassen .

WaS den Heidelberger „Bolksboten" betreffe, der in
erster Reihe sich mit Antisemitismus, in zweiter Reihe
mit de» Angriffen gegen den Ersten Staatsanwalt Herrn

habe sich der andere Punkt herausgestellt. Um die Er¬
ziehung der Sinder zugesprochen z« erhalten, habe Köst«eine Reihe Zeugen . als die Sache i» der Beschwerde-
instanz beim Amtsgericht geschwebt habe, diesem Gerichts¬
höfe schriftlich vorgeführt , die ihm das Zeggniß eines
fürsorglichen Vaters ausgestellt hätte« , der« man die
Kinder getrost anvertrauen mö^ ; „ M Muttex habe na¬
türlich das Gleiche zu thun sich bestî Mpnd , habe bei
den Personen ihre Beweise ebevfaK ttMek . M in der
Familie verkehrt hätten; da habe dann wohl nichts näher
gelegen, als daß sich Frau Köster auch an die Familie Dietz
gewendet habe. Auf diese Weise sei der Brief der Fa¬milie Dietz an den Leipziger Rechtsanwalt der Frau
Mster entstanden, von dem derselbe dann beim Reichs¬
gericht bestimmungsgemäßGebrauch gemacht habe. Ganz
ähnlich-ivie mit diesen zwei Punkten verhalte es sich auchmif. aflen „ übrigen Köster'sche» . Beschuldigungen gegen
Dietz: übexall stecke ein kleine» unverfängliches Körnchen
Wahrheit Karin , ans dem man durch Uebertreibung und
EutstellnM die haarsträubendsten Anklagen gegen Dietz
kopstrmrj^ tzabe. Er glaube damit beantwortet zu haben,dem Vorredner könne er nur nochmals

rprWrml, daß die Nachsicht der Regierung bei erneuten
AnWnffen eine so Ausdauernde nicht sein werde , als dies
bt-MLtzsr FM gewesen.

dg . Vrnedey bedauert, daß er durch Berufsgeschäfte
ahtzMtP omveD ißj, der letzten KommissionSberathuna
a«zmn«hneu, . er würbe dann , wie er dies auch vor zwei

gedrungen haben , daß ein Passusra MpMticht auHeSommen würde , der feststelle , daßder Staatsanwalt DieFnicht korrekt gehandelt habe . ImPr « eß sei fOxstellL daß . Scheele die Gastfreundschaft*tzi»t » aus^ mißbraucht habe , schon aus diesenGründen sn sur JedWiann , vor allem aber für eine»
alt , die gAßteHorsicht geboten gewesen , wie

rhaupt jeder Beamte die strikteste Neutralität
Hhê idupqssachen beobachten solle. Dieses selbst

Metz befasse, jy; fei gegen das Blatt wegen einer Reihe'
verhetzender antisemitischer Artikel zur Zeit ein Straf¬
verfahren und eine Voruntersuchung eingeleitet. Der
Vorredner habe sodann aber auch eines Briefes von
Jhering gedacht, der über den Mannheimer Gerichtshof ,
dortige Anwälte und den Ersten Staatsanwalt Dietz
überaus abfällig urtheile und im Hause private Ver-
theilung gefunden habe , und ferner der Urtheilsbegrün¬
dung der hiesigen Strafkammer , in welcher das Ver¬
halten de» Staatsanwalts Dietz namentlich in zwei
Punkten als „nicht korrekt" bezeichnetwerde. DerJhering '-
sche Brief liege im Original nicht vor , am Schluß des
Abdrucks desselben befänden sich aber übrigens zwei „rc. " ,
die zu den verschiedensten Auslegungen berechtigten. Jeden¬
falls sei der Brief lediglich auf Grund der Köster'schen
Broschüre geschrieben und diejenige Person, an die er
gerichtet sei, ein Mannheimer Rechtsanwalt . Köster habe
aus diesen Gründen den Petenten gebeten , als ihm der
Brief übermittelt wurde , von einer Veröffentlichung abzu¬
sehen. Bei aller Achtung vor der Bedeutung Jhering 's
könne er übrigens demselben doch den Vorwurf nicht er¬
sparen , daß er im vorliegenden Falle schon durch die
Absendung des Briefes den Grundsatz verletzt habe au-
äiatur et altera par8, da ihm nur einseitig vorgetragenes
Material Vorgelegen habe . Was sodann den den Staats
anwalt Dietz tadelnden Schlußpassus der Urtheilsbegrün
düng der hiesigen Strafkammer betreffe , so habe die Re¬
gierung über die zwei dort hervorgehobenen Punkte wei¬
tere Erhebungen gemacht, welche Folgende» ergeben hätten:
Gegen Schluß des Scheidungsprozesses habe der Rechts¬
anwalt des Köster, Rosenfeld , eine Zusammenstellung der
Beweislage dem Gericht übergeben, welche auch einen
Passus enthalten, Dietz habe von den Angehörigen des
Köster Geschenke erhalten, eine Unterstellung, welche Dietz
veranlaßt habe , sofort den Rechtsanwalt Rosenfeld zur
Rede zu stellen; dieser habe nach Klarlegung der Ange¬
legenheit bedauert, diesen Passus ausgenommen zu haben ,
und dies dem Gerichte erklärt. Die Sache selbst
sei folgende gewesen : eine Schwester des Petenten , die
bemerkenSwerther Weise ebenfalls auf Seiten der Frau
gestanden , habe der Frau Dietz damals zu Weihnachten
zwei Vögel in einem Käfig geschenkt , was die Frau Dietz
veranlaßt habe, das Geschenk , und zwar mit einem ganz
gleichen Geschenk zu erwidern. Als gleich bedeutungslos

abe Dietz nicht verfolgt, sondern für die
Frau Partei ergriffen und so die objektive Unparteilich-
keil , die '

ihm kraft seine» Amte- geboten war, nicht inne
gehalten . Diese Gedanken auch im Namen seiner politi¬
schen Freunde zum Ausdruck zu bringen, habe er für
geboten gehalten, in materieller Beziehung würde er fürden SommisßonSantrag stimmen.

Ministerialdirektor Frhr . v . Neubroun betont demVorredner gegenüber, daß er sich nach dessen Ausführungennun auf das Materielle der Beschwerden des Peteute »
doch einigermaßen einlaffen müsse. Die Hauptfrage fürdie Regierung habe doch nur die sein können, ob Staat »-
anwalt Dietz in einer Art und Weise , die zu eine«
disziplinären Vorgehen Anlaß gegeben hätte , sich iu
diesem Ehescheidungsprozeß bloßgestellt habe. Da» sei
auch die einzige Frage für die Kammer . Die mehr-
fach vorgenommene Untersuchung habe aber zunächst fest¬
gestellt, daß eine amtliche Handlung von Staatsanwalt
Dietz in dem Prozeß Köster nicht vorgenommen worden
sei und -aß auch außerhalb seine» Amtes Dietz keinenfalls
solcher Taktverstöße sich schuldig gemacht habe , die
zu einer DiSziplinaruntersuchung, geschweige denn zueiner Entfernung vom Amt hätten führen können . Wie
die Regierung , wie ausgeführt, keinen Anlaß gehabt habe,
gegen Dietz vorzugehen , so könne nach seiner Auffassung
auch das Haus nicht zu einem für Dietz tadelnden Aus¬
spruch gelangen. Die Kammer habe gewiß das Recht,die Regierung zu einem Disziplinarverfahren gegen einen
Beamten auszufordern , wenn sie in dessen Unterlasse»
einen Mißstand in der Verwaltung finde ; wo dies aber
nicht »«gezeigt , da sei die Kommission und das Hau»
nicht berufen , eine tadelnde Bemerkung einzuflechten .Man sage immer , Staatsanwalt Dietz hätte im all¬
gemeinen mehr Zurückhaltung wahren können . Niemand
habe aber sagen können , worin ein Verstoß von der
Bedeutung zu erblicken sei, daß disziplinäres Einschreiten
nöthig gewesen wäre. Man dürfe sich doch die Sache
nicht so , wie in der Köster'schen Broschüre ausgeführt,
vorstellen , als ob sich Dietz gleich einem plötzlich auf¬
tauchenden bösen Dämon in die Köster'sche Angelegen¬
heit gemischt habe . Er habe jahrelang in den freund¬
schaftlichsten Beziehungen zu der Köster'schen Familie
gestanden und als in derselben die Ehezwistigkeiten ent¬
standen , — was habe er zunächst anderes thun sollen,als was jeder anständige Mensch gethan hätte , nämlich
auf eine Versöhnung hillzuwirken , um vor allem einen
Skandal zu vermeiden . Das sei die Stellung , die in
ähnlichem Falle jeder Man von Ehre eingenommen habenwürde.

Eine lange Reihe der gegen Dietz in der Broschüre
vorgebrachten Punkte fielen gerade in eine Zeit , da sich
derselbe als Freund der Familie eben bemüht , die Dis«
sidien beizulegen . Da werde ihm u. a. vorgeworfen, daßer Anfang November 1886 bei einer Flucht der Frau
dieselbe ausgenommen ; er habe sie damals , was jederAndere wohl auch gethan hätte, in das Haus des Gatten
zurückgeführt. So verhalte eS sich mit einer Reihe von
Anschuldigungen aus der Zeit vom Oktober und November
1886; das seien lauter Dinge , die sich spätestens bis
Anfang November 1886 abgespielt, während Köster noch
am 17. November 1886 an Dietz eine Karte — sie be¬
findet sich bei den Akten — geschrieben habe , „Dietz
möge doch sofort zu ihm kommen , er habe eine neue



fürchterliche Entdeckung gemacht " . Damals habe Laster
im Schreibtisch feiner Fra « die Briefe Scheele'» gefunden
und als seinen Freund und Berather zunächst Herrn
Dietz selbst gerufen ! Sogar die Thatsache, daß die Ehe¬
frau Dietz einen Sranz auf das Grab Scheele'» habe
»iederlegen lassen , habe man zu einer Ungeheuerlichkeit
aufgebauscht. Solle sich denn die Aufsichtsbehörde auch
noch damit befassen , ob und wo die Frau eine» Beamten
Kränze bei solchem Anlaß niederlege? Oder habe die
Disziplinarbehörde etwa daran Anstoß zu nehmen Anlaß
gehabt , daß Dietz mit zum Begräbniß des Scheele ge¬
gangen, wie das auch andere Civilpersonen gethan hätten ?

Eine Hauptstelle unter den Anschuldigungen gegen Dietz
nehme endlich die Behauptung ein , derselbe sei deßhalb
kein Ehrenmann , weil er die Pistolenforderung des Köster
abgelehnt . Man verlange , daß er unter anderem auch
deßhalb aus seinem Amte entfernt werden müsse. Dem
gegenüber müsse er doch wirklich sagen , daß ein Justiz¬
minister und ein Oberstaatsanwalt, die einen Beamten
zum Duell disziplinarisch veranlassen würden, denn doch
Erscheinungen sein würden, die im Staatsleben noch nicht
dagewesen ! Und um so mehr müsse dies zutreffen, wenn
man , wie hier der Beamte , die Forderung zudem mit
der ganz richtigen Bemerkung ablehne , daß er den For¬
dernden nirgends beleidigt habe. Die Broschüre und die
Petition haben in der maßlosesten Weise übertrieben,- den
Staatsanwalt Dietz treffe in keiner Weise und nirgends
ein solches Verschulden , daß ein Einschreiten der Dis¬
ziplinarbehörde sich als nothwendig erweise . Mit dieser
Frage allein aber habe die Regierung und die Kom¬
mission sich zu beschäftigen gehabt; letztere habe durch
ihren Antrag sie in der einzig richtigen Weise gelöst.

Abg. Fieser hebt einleitend hervor, daß der Abg . Rüdt
einen Punkt betont habe , der mit der Petition allerdings
indirekt in Beziehung stehe , indem er außer dem der
Petition zu Grunde liegenden Material die in Heidelberg
erscheinende Zeitung erwähnt habe , die den Dietz mit
groben Verbalinjurien angegriffen, ohne daß die Regierung
Stellung zu denselben genommen habe. Sowohl in Bezug
auf die Broschüre wie die Artikel im „Bolksboten" theile
er die Meinung Rüdt 'S , daß die Regierung hätte Klage
erheben müssen. Thatsächlich sei Köster von seiner Frau
verunglimpft worden, derselbe habe den Beleidiger seiner
Ehre zur Verantwortung gezogen und ihn getödtet und
die Gerichte hätten im Entscheidungsprozeß dem Manne
Recht gegeben . Wenn ein solcher Mann eine Broschüre
über diese traurige Angelegenheit niederschreibe , so sei es
wohl erklärlich , wenn dieselbe in weitesten Kreisen Be¬
achtung finde . Würde derselbe in ähnlicher Weise weitere
Angriffe erheben , so sei ein Einschreiten gegen denselben
nothwendig. Heute sei auch die Kammer eine Art Ge¬
richtshof geworden, und zwar darüber , was Dietz dienst¬
lich oder außerdienstlich in der Köster 'schen Angelegenheit
gethan habe. Daß die Regierung , solange die Sache der
Kammer Vorgelegen , nicht strafrechtlich eingeschritten sei ,
finde er verständlich . Was die Petition selbst anbelange,
so finde er , entgegen dem Abg . Venedey , das Verhalten
der Petitionskommission vollständig korrekt . Liege eine
Rechtsbeschwerde vor, dann habe die Kammer das Recht ,
Remedur von der Regierung zu verlangen. Es sei auch
eigenthümlich , dem Staatsanwalt Dietz ein inkorrektes
Benehmen vorzuwerfen , für die ungeheueren Beschuldi¬
gungen, die Köster erhoben , aber kein Wort des Tadels
zu finden. Von einer Rechtsbeschwerde könne keine Rede
sein ; Behörden und Gerichte hätten sich wiederholt mit
dieser Angelegenheit beschäftigt , alle Details seien unter¬
sucht worden , immer und immer wieder habe es sich
herausgestellt, daß alles nicht wahr , was vorgcbracht, die
Kommission sei zu dem gleichen Resultat gelangt — unter
solchen Umständen halte er es nicht für angezeigt , den
Wünschen der Petenten in einer Richtung, wie sie Venedey
angedeutet, entgegenzukommen . Seit Jahren sei er mit
Dietz befreundet, das würde ihn nicht veranlaßt haben,
das Wort zu ergreifen, ja er sage selbst, daß es vielleicht
menschenklüger gewesen wäre , wenn sich Dietz etwas mehr
Zurückhaltung auferlegt hätte , festgestellt aber sei , daß
Dietz in engster Freundschaft zu der Köster 'schen Familie
gestanden, daß er sich jeder amtlichen Thätigkeit enthalten
und daß er endlich der Ansicht gewesen , die Frau sei
unschuldig . Wenn man die « alles in Betracht ziehe , so
könne es kaum Jemanden geben , der das Verhalten des
Dietz nicht für ein würdiges halte . Was das Urtheil
Jhering 'S über das Strafkammerurtheil betreffe , so sei
dasselbe bei aller Achtung vor dem großen Rechtsgelehrten
geradezu unerhört zu nennen. ES sei unbegreiflich , wie
ein Mann lediglich auf Grund der Lektüre der Broschüre
und eines nicht amtlichen stenographischen Berichts der
Verhandlung zu einem solchen Urtheil über einen öffent-
lichen Beamten komme.

Abg . Kiefer betont, daß Köster auf ihn den Eindruck
gemacht habe, er sei von seinem Recht durch und durch
überzeugt. Die traurige Ehegeschichte habe in sein Leben
Finsterniß geworfen, daß es scheine , er sei von einer Art
Monomanie befallen. Er halte es deßhalb auch für
richtig, daß die Regierung nicht nach der ersten Bestra¬
fung bei den wiederholten Beleidigungen erneute Straf -
anträge gestellt habe. Der Mann habe schwere Schicksals¬
schläge erfahren, daß es psychologisch begreiflich sei, wenn
Köster das gethan , was er gethan. Die Kammer aber
habe eine Pflicht , ihr Petitionsrecht zu wahren , das
darin bestehe, eine sorgfältige, gründliche Kritik zu üben
und auch den Muth zu haben , offen zu erklären , diese
oder jene in das HauS gebrachte Sache sei unbegründet.
Den AbgeordnetenVenedey möchte er fragen, wo denn die
Beweise eines taktlosen Benehmens des Dietz seien , um
die Kammer zu veranlassen, der Rechtsbeschwerde Folge
zu leisten . Die vorliegende Sache sei von den Staats -
behörden, den Gerichten und der Kommission so genau
geprüft , daß volle Klarheit herrsche . Hier handle es sich

Nicht um oberflächliche allgemeine Bemerkungen , hier
müsse man eine bestimmte , feste Grundlage haben. ES
würde aber die Spitze der Lächerlichkeit bedeuten, wollten
wir Vorkommnisse , wie sie Venedey angedeutet , als grund¬
legend für eine DiSziplinaruntersuchung erklären. Der
von Rüdt angedeutete Weg einer diplomatischen Ver¬
setzung könne auch nicht in Betracht kommen . Was end¬
lich den Jhering 'schen Brief betreffe , so habe ihm Lamey
gesprächsweise mitgetheilt , er würde es für unwürdig
halten, wenn sich die Kommission mit demselben beschäf¬
tigt hätte . Offenbar sei dieser Brief von Jhering er¬
schlichen worden. Er hoffe und wünsche, daß Köster den
Frieden in seinem Innern suchen und finden möge, aber
nicht mehr auf dem bisherigen Wege. Die Kammer
aber erfülle lediglich eine Pflicht, wenn sie ihr Petitions¬
recht ernst nehme .

Abg. Venedey hält aufrecht , daß vor zwei Jahren
in der Petitionskommission darauf gedrungen worden sei,
in den Bericht einen Passus aufzunehmen, der in milder
Form erkläre, daß das Verhalten Dietz nicht im allge¬
meinen ein korrektes gewesen sei . Er sei noch heute der
Ansicht, daß die Kammer das Recht habe , eine Ansicht
auszusprechen, wie es die Strafkammer in ihrem Urtheile
gethan . Den Borwurf des Abg . Fieser , als ob er die
Sache einseitig dargestellt, weise er zurück. Dietz habe
Verschiedenes gethan, was er besser unterlassen hätte.
Auch er sei mit dem Antrag der Kommission einverstan¬
den, nur nicht mit deren Begründung , die das Verhalten
des Dietz billige. Auch müsse er sich gegen die Unter¬
stellung des RegierungSkommiffärs verwahren , als ob er
sich in seinen Ausführungen vielfach mit dem Petenten
identifizirt habe. Gerade in Bezug auf die Ablehnung
der Pistolenforderung habe Dietz durchaus korrekt gehan¬
delt , und wenn dies die Regierung billige , so freue er
sich darüber und wünsche nur. daß die Regierung diesen
Standpunk auch bei Militärverhältnisien wahre . Sein
Standpunkt und der seiner Parteifreunde sei also der,
ein Einschreiten gegen Dietz nicht zu verlangen, aber zu
erklären, daß sie die milde Beurtheilung der Sache nicht
billigen könnten . Herr Fieser — das sei der Humor von
der Sache — Hube sich aber gleichfalls auf seinen Stand¬
punkt gestellt , indem er ausgesprochen, daß Dietz aller¬
dings menschlich etwa<ß klüger hätte handeln können .

Abg . Muser bittet den Regierungsvertreter um Auf¬
klärung über einen Gesichtspunkt, der in der Köster 'schen
Broschüre gleichfalls angeführt , vom Regierungsvertreter
aber unberührt gelassen worden sei. Es sei das der Fall
der „Comtesse Dupont" . In der Broschüre werde be¬
hauptet, dieselbe sei wegen Zechprellereien verhaftet, vor
Staatsanwalz Dietz geführt und von demselben in Ab¬
wesenheit des gesetzlichen Protokollführers verhört und
von demselben wieder entlassen worden. Auch habe Dietz
selbst die Zechschuld berichtigt. Er sei weit davon ent¬
fernt , den Vorwurf wahrzunehmen, aber er halte eine
Klarstellung geboten, damit die Sache nicht nach außen
den Anschein erhalte, daß doch etwas an derselben sei.
Auch er sei der Meinung , daß der Petent weit über das
Ziel hinausgcgangen sei, derselbe sei ein Opfer der Ver¬
hältnisse geworden. Eigenthümlich hätten ihn die Aus¬
führungen Fieser 's und Kiefer 's über das Strafkammer¬
urtheil berührt, denn mit den Ausführungen des Regie¬
rungsvertreters sei das Urtheil der Strafkammer nicht
aus der Welt geschafft . So leicht, wie heute geschehen,
dürfe man sich doch über Strafkammerurtheile nicht wez-
setzen . Er wünsche, daß die Strafkammern es mit ihren
Urtheilen sehr genau nähmen, und so lange ihm nicht
das Gegentheil bewiesen , glaube er auch daran. Würde
dieser Glaube erschüttert, dann würbe die Zuverlässigkeit
der Rechtsprechung bald in's Wanken kommen.

Ministerialdirektor Frhr . v . Neubronn erklärt dem
Abg. Venedey gegenüber, daß es ihm fern gelegen , ihn
mit dem Petenten und dessen Anschauungen zu identifi-
ziren. In seinen ersten Ausführungen habe er sich ab¬
sichtlich darauf beschränkt , nur auf die Auslassungen des
Abg . Rüdt zu antworten ; auf die in der Boschüre be¬
tonten Beschwerden sei er erst dann eingegangen, nachdem
Venedey auf dieselben abgehoben und daraus einen
Tadel gegen Dietz habe ableiten wollen . Erst dann habe
er die einzelnen Beschwerdepunkte durchgegangen. Wenn
Venedey es für nothwendig erachtet, auf einen Zwischen¬
satz , den einmal ein früherer Bericht ausgenommen, zu¬
rückzukommen, wo ausgeführt gewesen sei , daß die Kom¬
mission es unterlasse, zu untersuchen , ob Dietz in allen
Punkten korrekt gehandelt habe, so entziehe sich seinem
Verständniß , was daraus abgeleitet werden wolle . Der
Satz sei an sich harmlos , staatsrechtlich unnöthig gewesen ;
denn er lege Werth darauf, nochmals zu erklären —
und dieser Auffassung sei auch nicht widersprochen worden
— daß es lediglich Ausgabe der Kommission gewesen sei ,
zu prüfen , ob die Regierung Anlaß zu einem Diszi¬
plinarverfahren gegen Dietz gehabt habe , daß es
aber nicht Aufgabe der Kommission gewesen, zu unter¬
suchen , ob nicht da oder dort Dietz sich doch etwas zurü-
haltender hätte benehmen sollen, als es thatsächlich ge¬
schehen. Würde man dieser Ansicht huldigen , so würde
man die Kammer zum obersten Disziplinarhof über Be¬
amte erklären und zudem über den gewiß berechtigten
Standpunkt der Regierung , daß geringe Taktverstöße
von Beamten außerhalb des Dienstes füglich unberück¬
sichtigt bleiben könnten, weit hinausgehen . Der Abg . Muser
habe endlich noch einer anderen Affaire Erwähnung ge¬
than . die früher einmal allerdings zu einem disziplinären
Vorgehen gegen Dietz Anlaß gegeben habe. Nach seiner
Meinung hätte kein Grund Vorgelegen , dieselbe bei der
hiesigen Strafkammerverhandlung seinerzeit nochmals zur
Sprache zu bringen ; nachdem man aber heute daraus
Kapital zu schlagen versuche, liege für ihn auch kein Grund
vor, sie nicht kurz zu erörtern . Die Sache liege zeitlich weit
hinter der Köster 'schen Sache zurück und habe mit dieser

überall nichts zu thun . Es sei damals seine» Erinnern» Dietz
gegenüber einer Person, die ihm wegen Zechprellerei vor¬
geführt wurde , nicht mit der nöthigen Energie einge¬
schritten worden. Jene Person habe ihm gegenüber be¬
hauptet, daß sie durchaus nicht mittellos sei , daß sie in
Karlsruhe zuletzt in Familien sich aufgehalten habe , die
angesehen und zur Bezahlung ihrer Schuld gewiß auch
jetzt bereit sein würden . Eine von ihr genannte Karls¬
ruher Dame sei eine Tante des Staatsanwalts Dietz ge¬
wesen . Da diese Behauptung für den Thatbestand des
Betrugs von Bedeutung gewesen und da Dietz in der
Lage gewesen sei , durch ein Telegramm an jene Karls¬
ruher Dame sich sofort darüber zu unterrichten, so habe
er ein solches abgelassen und darauf die Antwort erhalten,
daß die Borgeführte allerdings in Karlsruhe bekannt und j
man bereit sei, ihr Geld zur Verfügung zu stellen . Darauf >
habe Dietz die Vorgeführte entlassen ; die Karlsruher Dame
habe durch Vermittlung des Staatsanwalts Dietz selbst
die Zechschuld bezahlt. Was von dem Fehlen eines Proto¬
kollanten u . dergl. erzählt wurde, sei lediglich darauf zu¬
rückzuführen , daß die Bureaustunden , als die Sache sich
zutrug , bereits beendet gewesen seien. Die Vorgesetzte
Behörde des Staatsanwalts Dietz habe in diesem Falle
das Verhalten desselben als nicht korrekt erklärt und ihm
für die Zukunft größere Zurückhaltung empfohlen. Diese
ganze Angelegenheit gehöre also überhaupt nicht hierher,
liefere übrigens zu gleicher Zeit den Beweis , daß die
Regierung einschreite , wo sie es für nothwendig halte.
Dem Appell des Herrn Abg. Muser bezüglich der Auf¬
fassung über das Duell bei den Reserveoffizieren könne
er weitere Folge nicht geben . Diese Frage gehöre weder
vor das Forum dieses HanseS noch unterliege sie einer
Regelung seitens der Regierung . Das hiesige Straf¬
kammerurtheil endlich habe er nicht angegriffen , sondern
lediglich zwei Punkte , die in demselben nur gestreift seien,
näher dargelegt, um darzuthun . daß die Regierung überall
nichts unterlassen habe , Klarheit zu schaffen . Die Sdr-
gierung habe damals sofort sich verpflichtet erachtet, die
zwei fraglichen Punkte vollständig zu eruiren , und sei
gerade durch die damaligen Ermittelungen zu dem Er-
gebniß gelangt , daß sie auch in Bezug auf diese Punkte
keine Veranlassung habe, gegen den Staatsanwalt Dietz
etwa disziplinär einzuschreiten .

Abg . Rüdt erklärt namens seiner politischen Freunde ,
aus formellen Gründen für Uebergang zur Tagesordnung
zu stimmen , der Begründung Strübe 's könne er auch
nicht beitreten, da es zweifellos nicht der Absicht der
Kommission entsprochen habe, den Staatsanwalt Dietz
weißzuwaschen . Die Angelegenheit sei hier zur Sprache
gekommen, die Regierung habe ihre Stellungnahme be
kannt gegeben , mit diesem Resultat gebe er sich zu¬
frieden.

Abg . Fieser erklärt nochmals, daß er das Urtheil
darüber , ob Diez nicht klüger gehandelt hätte , wenn er sich
zurückhaltender benommen, vollkommen preisgebe . Dem
Abg . Muser gegenüber bemerke er, daß es ihm nicht einge¬
fallen , über das Strafkammerurtheil eine tadelnde Be¬
merkung zu machen . Er habe lediglich dargethan , daß
der in der Strafkammerbegründung ausgesprocheneTadel
zu weiteren Untersuchungen Veranlassung gegeben habe.
Er bedauere, daß von Buol nicht der Sitzung auwohnr,
der sich zweifellos ganz wie er ausgesprochen haben
würde ; gerade er wäre in der Lage gewesen , sich ein¬
gehend auszusprechen, da er die Verhältnisse genau ge¬
kannt. Von einem Tadel des Strafkammerurtheil» sei
keine Rede, doch bezweifle er nicht, daß auch dieser Tadel
weggefallen wäre, wenn der? Strafkammer die jetzt be¬
kannten Thatsachen gleichfalls bekannt gewesen wären .
Er gebe, wie gesagt, das Urtheil darüber preis , ob Dietz
angesichts seiner jahrelangen persönlichen Beziehung be¬
rechtigt oder nicht berechtigt gewesen sei, als Ritter der
Frau Köster aufzutreten , er habe Dietz als einen ehren¬
haften Mann kennen gelernt und er habe nicht den leise¬
sten Zweifel, daß Dietz nur deßwegen so gehandelt, wie
er gehandelt, weil er die Frau für unschuldig gehalten.
Er (Fieser) ergreife gegen die Frau Partei , da er von
deren Schuld überzeugt sei. Für die Kammer liege aber
trotzdem nicht» vor, anders zu stimmen , als wie die Kom¬
mission beantrage .

Nach kurzen Bemerkungen der Abgg. Kiefer und
Muser erhält Abg. Strübe das Schlußwort . in welchem
derselbe nochmals ausführt , von welchen Gesichtspunkten
die Kommission bei Berathung der Angelegenheit ausge¬
gangen sei. Auf den Jhering ' schen Brief einzugehen habe
die Kommission nicht für nöthig erachtet, da derselbe der
Kammer nur privatim zugegangen. In der Kommission
sei , dies müsse er dem Abg . Rüdt bemerken , der Bericht
wörtlich verlesen und auch angenommen. Zu erwähnen ?
habe er noch, daß die neueste Mittheilung des Petenten ,

^

als habe das Mannheimer Offiziercorps den persönlichen j
Verkehr mit Dietz abgebrochen , nach gemachten Erhebungen V
gleichfalls unwahr sei. Z

Es wird hierauf der KommissionSantag. über die Vor¬
stellung des Köster zur Tagesordnung überzugehen, ein¬
stimmig angenommen.

Industrie , Handel und Verkehr.
Auszug ans der amtlichen Gebrauch Smusterschntzlifte über L

die in der Zeit vom 12 . bis 19. Januar 1894 erfolgten badischen -

Musterschutzeintragungen , mitgetheilt vom Patentbureav des >Lwil -

ingenieurs Karl Müller in Freiburg . Nr . 20 632 . Fuß für
Stative u . dergl . , bestehend aus einem spiralförmig aufgerolltea -

Stahlband zum Ausziehen und Zusammenschieben . Ernst Staib
in Pforzheim . 2 . Dezember 1893 . St . 603 . — Nr . 20 476.
Steinfaffung an Ringen , Nadeln und ähnlichen Gegenständen,
bei welchen die Zarge und die den Stein fastenden Klammer »
aus einem Stück bestehen . Karl F . Klein , Mechaniker in Pforz¬
heim. 30 . November 1893 . K . 1827 . — Nr . 20 611 . Rund -

brenner mit Nickelmundstück. Daniel Kegler in Mannheim -
20 . Dezember 1893 . K . 1892 .

Verantwortlicher Redakteur : Wilhelm Harder in Karlsruhe.

Druck und Verlag der G . Braun ' schen Hosbuchdruckerei .


	[Seite 1]
	[Seite 1]

